
 

Sudan nach drei Jahren Krieg: Zivilgesellschaft fordert konkrete politische Schritte statt 

symbolischer Maßnahmen 

  

Anlässlich der internationalen Sudan-Konferenz am 15. April 2026 in Berlin richten einige 

Landesflüchtlingsräte sowie zivilgesellschaftliche Organisationen und Initiativen einen 

dringenden Appell an die Bundesregierung und die internationale Gemeinschaft. Sie fordern, 

über 

rein symbolische Unterstützung hinauszugehen und endlich verbindliche politische 

Maßnahmen zu ergreifen. Im Mittelpunkt stehen dabei ein aktiver Beitrag zur Beendigung 

des Krieges, wirksamer Schutz für Geflüchtete sowie sichere und verlässliche 

Aufenthaltsperspektiven in Deutschland. 

Drei Jahre nach Ausbruch der Kämpfe zwischen den Rapid Support Forces (RSF) und der 

sudanesischen Armee hat sich die Lage zu einer der schwersten humanitären Krisen weltweit 

entwickelt. Millionen Menschen sind auf der Flucht – innerhalb des Landes und über dessen 

Grenzen hinaus. 

Internationale Konferenzen in den vergangenen Jahren, unter anderem in Paris (2024) und 

London (2025), haben zwar finanzielle Zusagen hervorgebracht, jedoch keine nachhaltigen 

Fortschritte bei der Eindämmung der Gewalt erzielt. Umso dringlicher ist es, humanitäre Hilfe 

auszuweiten, sichere Fluchtwege zu schaffen und den Schutz für Geflüchtete in Europa und 

insbesondere in Deutschland zu verbessern. 

  

Derzeit fehlen legale und sichere Zugangswege nahezu vollständig. Programme wie 

Resettlement wurden ausgesetzt, obwohl der Schutzbedarf massiv gestiegen ist. Gleichzeitig 

drohen durch die Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) weitere 

Einschränkungen.  

 

Bereits jetzt zeigt sich an den EU-Außengrenzen eine zunehmende Kriminalisierung 

Schutzsuchender – etwa durch Inhaftierung oder strafrechtliche Verfolgung. Dublin-

Überstellungen verschärfen die  

Situation zusätzlich, da sie Geflüchtete in Länder zurückführen, in denen solche Praktiken 

dokumentiert sind.  

 

Auch innerhalb Deutschlands bleibt die Situation vieler Geflüchteter unsicher,  

da Aufenthaltstitel häufig nur befristet erteilt werden. 



  

„Die Zahl der Menschen aus dem Sudan, die in Deutschland Schutz finden, steht in keinem 

Verhältnis zum tatsächlichen Ausmaß der Vertreibung. Während weltweit Millionen betroffen 

sind, erreichen nur wenige tausend Asylanträge pro Jahr Deutschland. Diese Diskrepanz ist 

Ausdruck  

einer restriktiven Politik, die den Zugang zu Schutz erheblich einschränkt“, erklärt Adam 

Baher vom Flüchtlingsrat Berlin.  

  

Die unterzeichnenden Organisationen fordern daher: 

* Konsequente Sanktionen gegen die Kriegsökonomie: Maßnahmen gegen Personen, 

Unternehmen und Netzwerke, die den Konflikt ermöglichen oder wirtschaftlich davon 

profitieren, 

* Strenge Kontrolle von Waffenexporten: Es muss sichergestellt werden, dass keine Waffen 

aus Deutschland in den Sudan-Konflikt gelangen, einschließlich transparenter 

Endverbleibskontrollen, 

* Wiederaufnahme humanitärer Aufnahmeprogramme: Programme wie Resettlement 

müssen dringend reaktiviert werden, um sichere Fluchtwege – insbesondere für besonders 

schutzbedürftige Menschen – zu gewährleisten, 

* Schutzrechte sichern und Kriminalisierung beenden: Der Zugang zu Asyl darf nicht weiter 

eingeschränkt werden. Dublin-Überstellungen in Staaten mit dokumentierten 

Menschenrechtsverletzungen müssen ausgesetzt werden, 

* Verlässliche Aufenthaltsperspektiven schaffen: Geflüchtete benötigen langfristige 

Sicherheit und 

*Abschiebungen in den Sudan müssen ausgeschlossen werden. 

Ein nachhaltiger Friedensprozess kann nur gelingen, wenn die sudanesische Zivilgesellschaft, 

die Diaspora sowie unmittelbar betroffene Menschen aktiv einbezogen werden. Dennoch 

bleiben ihre Stimmen in internationalen politischen Prozessen bislang oft unterrepräsentiert. 

  

„Auf internationalen Konferenzen wird viel über Sudan gesprochen – aber viel zu selten mit 

uns. Dabei sind wir diejenigen, die täglich mit den Folgen dieses Krieges leben, sowohl hier als 

auch mit unseren Familien vor Ort. Was wir brauchen, sind nicht nur neue Versprechen, 

sondern echte  

Verantwortung: sichere Wege für Geflüchtete und klare politische Konsequenzen für alle, die 

zu diesem Krieg beigetragen haben“, sagt Hassan Nugud von der sudanesischen Community.  

  



Die unterzeichnenden Organisationen kritisieren daher die unzureichende Einbindung 

sudanesischer Perspektiven in die Berlin Konferenz und fordern eine stärkere, verbindliche 

Beteiligung in allen relevanten Entscheidungsprozessen. 
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